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Altlasten 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit hat mit Schreiben vom 1. März 1989 - WA II 4 - 530 511 ~ 
namens der Bundesregierung die Große Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 

Vorbemerkungen 

1 . Die Bundesregierung nimmt die Gelegenheit wahr, mit der Ant- 
wort auf die Große Anfrage „ Altlasten (Drucksache 11/2725) 
zu diesem Problembereich ausführlich Stellung nehmen zu 
können. Sie hält es für dringend erforderhch, auf diesem Wis- 
sens chafthchen, technischen sowie organisatorischen Neuland 
dem Deutschen Bundestag und der Öffenthchkeit Daten, Fak- 
ten und Zahlen zu präsentieren, da in der Vergangenheit oft 
Spekulationen, unseriöse Schätzungen und Begriffsverwirrun- 
gen die Diskussion über die Altlastenproblematik beherrscht 
haben. 

2. Eine sohde Umweltpohtik muß den Wechselwirkungen zwi- 
schen den Anforderungen an Luftreinhaltung, Gewässer- 
schutz, Bodenschutz und ordnungsgemäße Entsorgung von 
Abfällen Rechnung tragen. Die von der Bundesregierung seit 
Amtsantritt durchgesetzten verschärften Anforderungen zur 
Luftreinhaltung und der weitere Ausbau der Abwasserreini- 
gung führen unvermeidhch zu mehr Abfällen. 
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Der Lösungsansatz der Bundesregierung zur Altlastenproble- 
matik umfaßt deshalb zwei Ebenen: 

Erstens müssen neue Altlasten verhindert werden. Hierzu ent- 
hält das neue Abfallgesetz vom 27. August 1986 eine Reihe 
rechtlicher Möghchkeiten, von denen die Bundesregierung 
zügig Gebrauch macht. So wird die bevorstehende Verabschie- 
dung der Techrüschen Anleitung Abfall wesentiich dazu bei- 
tragen, die Entstehung neuer Altlasten im Deponiebereich zu 
verhindern. Ferner sind Regelungen zur Verminderung des 
Schadstoff eintrages in die Umwelt, u. a. im Altlöl-, Batterie- 
und Lösemittelbereich, hervorzuheben. 

Zweitens müssen die Folgen eines allzu sorglosen Umgangs 
mit Problemstoffen in der Vergangenheit möglichst rasch und 
nachhaltig repariert werden. Die nach dem Grundgesetz 
zuständigen Länder haben bei der Erfassung altlastverdächti- 
ger Flächen große Fortschritte gemacht. Zwischenbilanz heute: 
ca. 50 000 Verdachtsflächen. In einem weiteren Schritt sind 
Gefährdungsabschätzungen durchzuführen, um festzustellen, 
ob eine Gefahr für Mensch und Umwelt besteht, d. h. ob tat- 
sächlich eine Altlast vorliegt. Akute Altlastfälle werden durch 
die Kommunen in enger Zusammenarbeit mit den Ländern 
saniert. 

Die Bundesregierung forciert - neben der fachhchen Zusam- 
menarbeit in mehreren Bund/Länder-Arbeitsgruppen - den 
Einsatz moderner und kostensparender Technologien, da alte 
Sanierungsverfahren zu teuer sind und das Problem nur räum- 
lich und zeitlich verlagern. Die mit erheblichem finanziellen 
Aufwand betriebene Forschungs- und Entwicklungspolitik der 
Bundesregierung auf den Gebieten der Erfassung, Beprobung, 
Gefährdungsabschätzung und Sarüerung von Altlasten hat zu 
einem bedeutsamen Innovationsschub mit einer Vielzahl neuer 
und effizienter Technologien geführt, der auch neue Arbeits- 
plätze geschaffen hat. Die damit erreichte Spitzenstellung der 
deutschen Unternehmen in der Umwelttechnik wird im Hin- 
blick auf den EG -Binnenmarkt 1992 weitere positive beschäfti- 
gungspolitische Effekte nach sich ziehen. 

Mit der großtechrüschen Umsetzung der Ergebnisse aus dem 
Forschungs- und Entwicklungssektor und der engen Zusam- 
menarbeit in verschiedenen Bund/Länder-Arbeitsgruppen 
stellt die Bundesregierung Ländern und Kommunen wirksame 
Instrumente zur Lösung des Altlastenproblems zur Verfügung. 

In Übereinstimmung mit der Mehrheit der Länder sieht die 
Bundesregierung im Aufbau länderspezifischer Finanzierungs- 
modelle in Verbindung mit der Anwendung modernster Tech- 
nologien den richtigen Weg, das Altlastenproblem rasch und 
nachhaltig zu lösen. 

3. Nach vorherrschender Auffassung versteht man unter „Alt- 
lasten" im engeren Sinne Altablagerungen und Altstandorte, 
von denen aufgrund vorausgegangener Ergebnisse einer 
durchgeführten detaillierten Gefährdungsabschätzung an ent- 
sprechenden Verdachtsflächen eine konkrete Gefährdung der 
menschhchen Gesundheit und/oder der Umwelt ausgeht. 
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Zur Kategorie der „Altablagerungen'' zählt man insbesondere 
verlassene und stillgelegte Ablagerungsplätze sowie „wilde" 
Ablagerungen von Abfällen. Außerdem können darunter auch 
Bauschutt- und Erdaushub deponien sowie Aufschüttungen 
und Verfüllungen verstanden werden. 

Zur Kategorie der „Altstandorte" zählt man insbesondere 
Standorte ehemahger Industrie- und Gewerbebetriebe, die in 
der Vergangenheit gefährliche Stoffe oder Gegenstände herge- 
stellt, behandelt, gelagert oder abgelagert haben. 

Der Grad der Erfassung der Altablagerungen sowie Altstand- 
orte richtet sich nach den spezifischen Gegebenheiten der 
jeweiligen Bundesländer. 

Der Alt).astenbegriff ist bisher gesetzlich nur im Abfallgesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen definiert. Andere Bundeslän- 
der haben für den Verwaltungs Vollzug ähnhche Definitionen 
festgelegt. 

4. Die Altlastenproblematik ist heute in der Bundesrepublik 
Deutschland eine der herausragenden umweltpolitischen Her- 
ausforderungen an unsere Gesellschaft. Dabei geht es nicht nur 
darum, die Folgen eines aus heutiger Sicht nicht mehr verant- 
wortbaren Umgangs mit Problemabfällen zu reparieren, son- 
dern vielmehr im Rahmen einer vorausschauenden Umweltpo- 
litik die Entwicklung neuer Altlasten zu verhindern. Als wir- 
kungsvolles Instrument sieht die Bundesregierung insbeson- 
dere die Technische Anleitung Abfall (TA Abfall), in deren 
Rahmen die notwendigen Anforderungen an die Entsorgung 
von Abfällen und Sonderabfällen festgelegt werden. Darüber 
hinaus wurde im Zuge der 4. Novelle des Abfallgesetzes 1986 
die abfallrechtliche Überwachung auf Abfallablagerungen vor 
Inkrafttreten des Abfallbeseitigungsgesetzes am 11. Juni 1972 
ausgedehnt; im Rahmen des § 14 Abfallgesetz werden Maß- 
nahmen ergriffen, um Schadstoffe in Abfällen, wie auch Abfall- 
mengen, erheblich zu reduzieren. Ferner sieht der Referenten- 
entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundesim- 

- missionsschutzgesetzes vor, Pflichten für die Zeit nach Einstel- 
lung des Betriebes genehmigimgsbedürftiger Anlagen einzu- 
führen. 

5. Darüber hinaus ist die Sanierung vorhandener Altlasten eine 
zentrale Aufgabe der Umweltpolitik. Dazu sind die Verdachts- 
flächen zu erfassen, die von ihnen ausgehende Gefährdung ist 
abzuschätzen und die Altlasten sind zu sanieren. Die große 
Anzahl von derzeit rd. 50 000 erfaßter Verdachtsflächen ist eine 
Herausforderung an unsere Gesellschaft und erfordert von 
allen Beteiligten, insbesondere der Wirtschaft sowie Bund, Län- 
dern unä Gemeinden, im Rahmen der von der Verfassung 
vorgegebenen Normen gemeinsame Anstrengungen zur 
Lösung dieser Problematik. Hierzu verweise ich auch auf die 
Antworten der Bundesregierung, Drucksache 11/3893, Fragen 
104 bis 107. 

6. Die Zuständigkeit für die Erfassung, Bewertung und Sanierung 
von Altlasten liegt nach dem Grundgesetz, Artikel 30, 83, bei 
den Ländern. Deshalb mußten zur Beantwortung einer Reihe 
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der in der Großen Anfrage gestellten Einzelfragen die Länder 
um Auskunft gebeten werden. Das von den Ländern zur Verfü- 
gung gestellte Datenmaterial war im Hinblick auf Art und 
Umfang der Antworten nicht einheitlich. Die Berichterstattung 
wurde auch dadurch erschwert, daß zwischen den Ländern 
bezüglich Durchführung und Umfang von Erfassung, Bewer- 
tung und Sanierung altlastverdächtiger Flächen erhebhche 
Unterschiede bestehen. Die Begriffsbereiche „Altablagerun- 
gen" und „Altstandorte" werden von den Ländern z. T. unter- 
schiedhch definiert, so daß fundierte einheitliche Aussagen für 
das gesamte Bundesgebiet nicht gemacht werden können. Die 
Antworten zu den Fragen 1, 2, 3 und 12 werden daher länder- 
bezogen gegeben bzw. wurden mit den Ländern abgestimmt. 

Die Bundesregierung strebt an, im Rahmen der geplanten 
Novellierung des Umweltstatistikgesetzes die Voraussetzung 
für eine bundesweite Erfassung der altlastverdächtigen Flä- 
chen bzw. Altlasten zu schaffen. 

7. Die 25, Umweltministerkonferenz hat am 8. November 1985 
eine Arbeitsgruppe der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 
(LAGA) „Altablagerungen und Altlasten" eingesetzt, um „ein- 
heitliche Kriterien zur Erfassung, Bewertung, Überwachung 
und Beprobung von Altlasten so zügig wie möghch aufzustel- 
len". Die Bundesregierung erwartet, daß diese LAGA- Arbeits- 
gruppe mit ihrer „Informationsschrift Altlasten", die 1989 
erscheinen soll, in erheblichem Umfang zur Vereinheitlichung 
auf dem Gebiet der Altlastsanierung beitragen wird. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung im Hinblick auf die 
herausragende Bedeutung des Schutzes der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt in Abstimmung mit der Länderar- 
beitsgemeinschaft Abfall (LAGA) ein Expertengremium einge- 
setzt, das Schwellenwerte für die Toxizität und Ökotoxizität 
altlastrelevanter Schadstoffe festlegt. 

8. Im Bereich des Bodenschutzes erarbeitet die Bundesregierung 
gemeinsam mit den Ländern in mehreren Arbeitsgruppen ein 
Regelwerk, das gesicherte Kriterien und Normwerte zur Beur- 
teilung von Bodenzuständen, Bodenbelastungen und Maßnah- 
men zur Vermeidung künftiger und Begrenzung eingetretener 
Risiken und Gefahren zusammenfassen und harmonisieren 
wird. 

9. Da Altlasten praktisch in allen Staaten, vor allem den stark 
industrialisierten Regionen, auftreten, intensiviert die Bundes- 
regierung die internationale und supranationale Zusammenar- 
beit auf diesem Gebiet, z. B. durch Expertenaustausch, gemein- 
same Studienprojekte, wissenschaftliche Zusammenarbeit und 
Fachtagungen. 

1. Altlastenverdachtsflächen in der Bundesrepublik Deutschland 

Im Jahre 1985 sprach das Umweltbundesamt von 35 000 Altlasten- 
verdachtsflächen in der Bundesrepublik Deutschland. 

Inzwischen liegen neuere Zahlen vor, die von 42 000 bis 48 000 
Verdachtsflächen sprechen [vgl. Studie des DIFU (1987) „Altlasten 
als Rechtsproblem"]. 


4 



Deutscher ^Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4104 


a) Welche aktuellen Fallzahlen zum heutigen Umfang der Proble- 
matik hegen der Bundesregierung vor 

aa) bundesweit, 
bb) länderbezogen? 

b) Welcher Anteil entfällt nach dem heutigen Kenntnisstand der 
Bundesregierung dabei auf 

aa) Altablagerungen (Deponien, Verfüllungen u. ä.) 

bb) imd welche auf Altstandorte (auf gelassene Industrie - 
gelände)? 

c) Wie hoch ist nach Einschätzung der Bundesregierung der Apteil 
der Kriegsfolgelasten an den o. g. Zahlen? 

d) Wie hoch ist nach dem Kenntnisstand der Bundesregierung die 
Anzahl und Ausdehnung der Altlastenverdachtsflächen, die 

aa) nach Erstbewertung wahrscheinhch nicht weiterbehandelt 
werden müssen, 

bb) nach einer Erstbewertung einer detaillierten Gefährdungs- 
abschätzung unterzogen werden müssen, 

cc) nach einer Gefährdungsabschätzung saniert und/oder 
dauerüberwacht werden müssen, 

dd) nach einer Gefährdungsabschätzung Grundwasserschä- 
den verursachen, verusacht haben oder in Zukunft verur- 
sachen können und eine Sanierung des Grundwassers 
erforderlich machen? 


Nach den Angaben der Länder sind derzeit 48377 Verdachtsflä- 
chen erfaßt. Davon sind 40 514 Altablagemngen und z. Z. 7 863 
Altstandorte. Die Erfassung der Altablagerungen ist weitgehend 
abgeschlossen. Die Erfassung der Altstandorte dauert noch an 
(s. Anhang). 

Zu der großen Zahl an Abfallablagerungen sei angemerkt, daß 
1972, als das erste Bundesabfallgesetz in Kraft trat, in der Bundes- 
republik Deutschland ca. 50 000 Mülldeponien existierten. Im 
Rahmen der vorsorgenden Erfassung von Altlastverdachtsflächen 
sind die Länder bemüht, derartige inzwischen überwiegend still- 
gelegte und rekultivierte Mülldeponien mit in ihr Kataster auf- 
zunehmen. Es ist davon auszugehen, daß ein Großteil dieser 
Verdachtsflächen unproblematisch ist. Im Einzelfall kann diese 
Feststellung aber erst nach einer Gefährdungs ab Schätzung er- 
folgen. 

Die Begriffe „Altablagerungen" und „Altstandorte" werden län- 
derbezogen unterschiedlich definiert. Darüber hinaus sind die 
Angaben der Länder im Hinblick auf Datenqualität und Datenum- 
fang so heterogen, daß keine das Bundesgebiet umfassenden 
Aussagen gemacht werden können. Dies liegt u. a. daran, daß der 
Stand der Erfassung der Verdachtsflächen in den Ländern sehr 
unterschiedlich fortgeschritten ist und Daten nur teilweise vorlie- 
gen. Detaillierte Gefährdungsabschätzungen wurden bisher in 
nur wenigen Fällen durchgeführt, und zwar dann, wenn beson- 
dere Gründe für eine Gefahrenabwehr Vorlagen, z. B. bebaute 
Verdachtsflächen, Verdachtsflächen in Trinkwasserschutzge- 
bieten. 

Aus diesen Gründen kann Frage 1 nur länderbezogen beantwor- 
tet werden: 
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Baden- Württemberg 
zu 1. a) 

Erfaßt sind derzeit ca. 6 500 altlastverdächtige Altablagerungen, 
von denen ca. 1 200 im Einzugsgebiet genutzter Grundwasserfas- 
sungen oder in nutzungswürdigen Grundwasservorkommen lie- 
gen. Rund 300 der festgestellten Flächen sind ehemalige Indu- 
strieabfallablagerungen. 

zu 1. b) 

Eine Übersicht über die Zahl der Altstandorte ist derzeit nicht 
verfügbar. Im Rahmen eines Pilotprojektes wird die landesweite, 
flächendeckende Erhebung von altlastverdächtigen Flächen vor- 
bereitet. 

zu 1. c) und 1. d) 

Zu Frage 1 c) und 1 d) sind derzeit keine Angaben möglich. 

Bayern 
zu 1. a) 

Bei der Erhebung 1985/1986 sind 555 altlastverdächtige Flächen 
festgestellt worden. 

zu 1. b) 

Davon sind 482 Altablagerungen und 73 Altstandorte. Diese Zah- 
len beziehen sich auf knapp die Hälfte der bayerischen Gebiets- 
körperschaften. Die landesweite Erhebung ist noch nicht abge- 
schlossen. 

zu 1. c) 

Derzeit werden in Bayern 18 Standorte, an denen sich bis zum 
Ende des Zweiten Weltkrieges Rüstungsbetriebe zur Pulver-, 
Sprengstoff- und Munitionsherstellung befunden haben, auf 
eventuelle Altlasten untersucht. 

zu 1, d) 

Zu Frage Id) sind derzeit keine generellen Angaben möglich. 
Jeder Einzelfall, für den Handlungsbedarf besteht, wird individu- 
ell bewertet und ggf. saniert. 

Berlin 
zu 1. a) 

Erfaßt sind derzeit 1 925 altlastverdächtige Flächen, 
zu 1. b) 

Davon sind 332 Altablagerungen und 1 593 Altstandorte, ein- 
schließlich 105 Straßenbrunnen. Die Erfassung ist noch nicht 
abgeschlossen. Es wird damit gerechnet, daß sich die Gesamtzahl 
der Verdachtsflächen auf 3 500 bis 4 000 erhöht. 
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ZU 1. c) 

Eine exakte Angabe zum Anteil der Kriegsfolgelasten an den o. g. 
Zahlen ist nicht möglich. Nach derzeitigem Kenntnisstand wird 
von mindestens 25 Prozent ausgegangen. 

zu 1. d) 

Eine Erstbewertung von altlastverdächtigen Flächen erfolgt zur 
Zeit nur bei der Kategorie „Altablagerungen". Nach bisherigem 
Kenntnisstand wird davon ausgegangen, daß 

— bei ca. 20 Prozent der Verdachtsflächen keine Altablagerung 
vorhanden ist, 

~ bei ca. 45 Prozent der Verdachtsflächen der Verdacht auf eine 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit und/oder der 
Umwelt unbegründet ist, 

— bei ca. 35 Prozent der Verdachtsflächen der Verdacht vorliegt 
und eine detaillierte Gefährdungsabschätzung (Sanierungsun- 
tersuchung) durchgeführt werden muß. 

Nach groben Schätzungen müssen davon 50 Prozent saniert wer- 
den. Bei den verbleibenden 50 Prozent ist eine ständige Überwa- 
chung angezeigt. 

Aufgrund der sehr begrenzten Fläche in Berlin und der im Inter- 
esse der Lebensfähigkeit der Stadt bestehenden Notwendigkeit 
einer zügigen Industrie- und Ge werbe ansiedlung wird bei indu- 
striell genutzten Grundstücken unter Verzicht auf eine Erstbewer- 
tung in der Regel sofort mit einer Gefährdungsabschätzung be- 
gonnen. 

Die Gesamtfläche der derzeitig erfaßten Verdachtsflächen ein- 
schließlich nachgewiesener Altlasten erfaßt ca. 3 700 ha. 


Bremen 
zu 1. a) 

Erfaßt wurden 243 altlastverdächtige Flächen. 
zu 1. b) 

Davon sind 74 Altablagerungen, 169 Altstandorte, 
zu 1. c) 

Die Kriegsfolgelasten, deren Anteil auf 5 bis 10 Prozent geschätzt 
wird, konnten in Bremen bisher noch nicht annähernd vollständig 
ermittelt werden. Zum großen Teil sind dies Indus trieansiedlun- 
gen, die während des Krieges ganz oder teilweise zerstört wurden 
(z. B. Öltanklager und alte Gaswerke). 

zu 1. d) 

Frage Id) kann nur unvollständig beantwortet werden. Nach 
bisher vorliegenden Ergebnissen müssen 8 Altablagerungen nach 
einer Erstbewertung nicht weiterbehandelt werden. Eine detail- 
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lierte Gefährdungsabschätzung muß bei 53 Altablagerungen 
durchgeführt werden. Bei 21 Altablagerungen wird z. Z. ein Gut- 
achten erstellt. Für 12 Altstandorte sind Gutachten bzw. Teilgut- 
achten in Auftrag gegeben worden. Bei 3 Altstandorten sind 
Sanierungsmaßnahmen bereits eingeleitet worden. Die anderen 
157 Altstandorte werden derzeitig noch kartiert. Erst danach kann 
eine Erstbewertung vorgenommen werden. Bisher sind 2 Altabla- 
gerungen und 7 Altstandorte bekannt, die nach den Erkenntnis- 
sen einer detaillierten Gefährdungsabschätzung Grundwasser- 
schäden verursacht haben. Die für die Grundwasserschäden im 
Stadtteil Hemelingen ursächliche Kontaminationsquelle konnte 
noch nicht ermittelt werden. Bei 27 Altablagerungen könnten 
nach den Erkenntnissen einer Gefährdungsabschätzung in 
Zukunft Grundwasserschäden auftreten. Bei den Altstandorten 
liegen bisher noch keine entsprechenden Daten vor. 

Über die Anzahl der Altlastflächen, bei denen eine Sanierung des 
Grundwassers erforderlich ist, liegen ebenfalls noch keine Anga- 
ben vor. 


Hamburg 
zu l.a) 

Erfaßt sind derzeit rd. 1 840 altlastverdächtige Flächen. Es werden 
aus der laufenden Erhebung von Altstandorten noch einige hun- 
dert Verdachtsflächen erwartet. 


zu 1. b) 

Ca. 450 altlastverdächtige Flächen entfallen nach heutigem 
Kenntnisstand auf Altablagerungen. Daneben sind rd. 1 100 Auf- 
schüttungen und andere Geländeveränderungen insbesondere in 
Trinkwassereinzugsgebieten erfaßt. Hierbei handelt es sich um 
Verdachtsflächen ohne zusätzliche Hinweise auf stoffliche Verun- 
reinigungen. 290 altlastverdächtige Flächen sind Altstandorte 
(auf gelassene Industriegelände) . 

zu 1. c) 

Der Anteil der Kriegsfolgelasten, d. h. Flächen mit Hinweisen auf 
Kampfmittel, liegt gegenwärtig bei 200 altlastverdächtigen Flä- 
chen. Davon entfallen 80 auf Altablagerungen, bei 120 handelt es 
sich um ehemalige militärische Anlagen (Altstandorte). In diesen 
Zahlen sind nicht die Flächen enthalten, die Bodenverunreinigun- 
gen von Kriegseinwirkungen aufweisen. 

zu 1. d) 

Abgesehen von den ca. 1 100 Aufschüttungen und anderen 
Gelände Veränderungen werden alle anderen Fälle als grundsätz- 
lich untersuchungsbedürftig angesehen. Weitere Angaben liegen 
derzeit nicht vor, da die Gefährdungsabschätzung noch nicht in 
allen Fällen erfolgt ist. 
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Hessen 
zu 1. a) 

Erfaßt sind 5 184 altlastverdächtige Flächen, 
zu 1. b) 

Davon sind 5 J.23 Altablagerungen und 61 Altstandorte (nur Gas- 
werkstandorte). Die Erfassung weiterer Verdachtsflächen wird 
derzeit fortgesetzt. 

zu 1. c) 

Bisher wurden 2 Standorte ehemaliger Sprengstoffwerke erfaßt. 
Eine Umfrage der Landesregierung bei den unteren Bauaufsichts- 
behörden hat in 8 Landkreisen und kreisfreien Städten zu Hinwei- 
sen auf weitere Grundstücke geführt, auf denen möglicherweise 
Rüstungsproduktion stattfand. Diese Vermutungen werden über- 
prüft. 

zu L d) 

Zur Zeit werden in Hessen 115 Altablagerungen überwacht. Dies 
umfaßt die Auswertung vorhandener Analysedaten für Wasser 
und Gas, die Beprobung vorhandener Entnahmestellen und che- 
mische Analysen allgemeiner und spezifischer Art, den Bau neuer 
Entnahmestellen für Wasser- und Gasproben, die Beprobung die- 
ser neuen Meßstellen mit chemischen Analysen sowie spezielle 
Untersuchungen. Mit der Erarbeitung von Grundsätzen für die 
Untersuchung von Altablagerungen und Altstandorten sowie ihre 
Bewertung wurde begonnen. Erarbeitung und Test eines Bewer- 
tungsmodells wurden 1988 abgeschlossen, so daß anhand der 
fachlichen Vorgaben die systematische Gefährdungsabschätzung 
in Hessen durchgeführt werden kann. 


Niedersachsen 
zu 1. a) 

Erfaßt sind derzeit 6 200 altlastverdächtige Flächen, 
zu 1. b) 

Die o. g. Zahl umfaßt nur die Altablagerungen, deren Erhebung 
1988 im wesentlichen abgeschlossen wurde. Die Daten werden 
derzeit vom Niedersächsischen Landesamt für Wasserwirtschaft 
(NLW) ausgewertet. Eine verläßliche Aussage über die Anzahl der 
Altstandorte kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht gemacht 
werden, da die Erfassung noch nicht abgeschlossen ist. 

zu 1. c) 

Bisher sind von einer interministeriellen Arbeitsgruppe 67 Ver- 
dachtsflächen (Kriegsfolgelasten) erfaßt worden. Die Untersu- 
chungen wurden durch eine historisch- discriptive Untersuchung 
ergänzt. Nach den vorliegenden Zwischenergebnissen muß die 
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Zahl der Rüstungs altlasten in Niedersachsen erhöht werden. Das 
Gefährdungspotential dieser Rüstungsaltlasten soll vorrangig 
untersucht und abgeschätzt werden. 

zu 1, d) 

Nach einer Erstbewertung von ca. 4 000 Altablagerungen werden 
nach grober Schätzung ca. 1 000 Fälle übrig bleiben, die einer 
detaillierten Gefährdungsabschätzung unterzogen werden müs- 
sen. Von diesen rd. 1 000 Fällen weisen schätzungsweise ca. 150 
Altablagerungen - das sind ca. 2,4 Prozent bezogen auf die 
Gesamtzahl - ein erhöhtes bis hohes Gefährdungspotential aus. 
Eine speziell auf Grundwasserschäden bezogene Aussage ist der- 
zeit nicht möglich. 

Nordrhein -Westfalen 
zu 1. a) 

Erfaßt sind derzeit 12448 altlastverdächtige Flächen. 
zu 1. b) 

Davon sind 8 639 Altablagerungen und 3 809 Altstandorte bzw. 
noch nicht sicher einzuordnende Fälle. Die Erfassung ist, vor 
allem zur Informations Verdichtung, fortzuführen. Insbesondere 
bei der Anzahl der Altstandorte wird mit einem weiteren Anstieg 
gerechnet. Das neue Landesabfallgesetz enthält besondere Rege- 
lungen über die Erfassung, das Führen von Katastern und Da- 
teien. 

zu 1, c) 

Der Anteil von Kriegsschäden ist im einzelnen Fall schwer festzu- 
stellen ünd abzugrenzen. Bisher sind 117 Fälle benannt worden, 
bei denen Kriegseinwirkungen verursachend oder mitverursa- 
chend sein sollen. Angesichts der besonders intensiven Kriegsein- 
wirkungen, von denen Industrieanlagen und Städte in Nordrhein- 
Westfalen betroffen waren, ist der tatsächliche Anteil der Kriegs- 
schäden an den Altlasten mit hoher Wahrscheinlichkeit weitaus 
größer. Zu einer weiteren Klärung kann die Auswertung von rd. 
300 000 Luftbildern der Alliierten aus der Zeit des Zweiten Welt- 
kriegs beitragen. 

zu 1, d) 

Eine erste Bewertung und Auswertung der Erfassungsergebnisse 
ist für den überwiegenden Teil der bekannten Verdachtsflächen 
in Angriff genommen worden. Eingehende Untersuchungen und 
Beurteilungen zur Gefährdungsabschätzung sind bisher mit För- 
derung des Landes in 1 300 Fällen begonnen oder abgeschlossen 
worden. Von diesen 1 300 als prioritär eingestuften Fällen werden 
ca. 450 Fälle sicherungs- oder sanierungsbedürftig sein. In erster 
vorsichtiger Einschätzung wird davon ausgegangen, daß für ins- 
gesamt deutlich mehr als 10 Prozent der bisher erfaßten Fälle 
Schutz-, Sicherungs- oder Sanierungsmaßnahmen notwendig 
werden dürften. 
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Rheinland-Pfalz 
zu 1. a) 

Im Rahmen einer landesweiten Erfassung werden aus dokumen- 
tarischen Gründen derzeit alle Altablagerungen erfaßt, auch 
wenn im Einzelfall kein konkreter Gefahrverdacht vorliegt. 

zu 1. b) 

Erfaßt sind bisher 7 528 Altablagerungsflächen. Die Erfassung der 
Altstandorte soll in einem weiteren Schritt durchgeführt werden. 

zu 1, c) 

Bisher sind 30 Altablagerungen registriert worden, bei denen der 
Verdacht auf Ablagerung von Munition und anderen Kampfmit- 
teln besteht. Diese Flächen müssen möglicherweise als Kriegsfol- 
gealtlasten eingestuft werden; dies ergibt sich aber erst aufgrund 
der konkreten Untersuchung. Es wird davon ausgegangen, daß im 
Zuge der noch laufenden Erhebung weitere Verdachtsflächen 
dieser Art festgestellt werden. 

zu 1. d) 

Zu Frage 1 d) können keine Angaben gemacht werden, da die 
landesweite Erstbewertung bzw. Gefährdungsabschätzung erst 
begonnen wurde. Behandelt werden derzeit alle akuten Fälle 
unabhängig von der systematischen Aufarbeitung der Erhebungs- 
ergebnisse des Abfalldeponiekatasters. 

Saarland 

zu 1. a) 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand gibt es derzeit 3 596 altlast- 
verdächtige Flächen. 

zu 1. b) 

Die Erfassung der Verdachtsflächen wird im Saarland - ausge- 
nommen der Stadtverband Saarbrücken - getrennt nach Altabla- 
gerungen und Altstandorten durchgeführt. Das Altablagerungs- 
kataster wird Mitte 1989 weitgehend erstellt sein; die Erfassung 
der Altstandorte wird 1989 begonnen. 

Die Erfassung und Dokumentation der ursprünglich 750 bekann- 
ten Altablagerungen in den Landkreisen Saarlouis, Neunkirchen, 
St. Wendel, Merzig-Wadern und des Saar-Pfalz-Kreises ist abge- 
schlossen; im Rahmen dieser Bestandsaufnahme wurden weitere 
700 Altablagerungen entdeckt, so daß die Gesamtzahl von Altab- 
lagerungen bei 1 450 Verdachtsflächen liegt. Bisher sind nur 20 
Altstandorte als Verdachtsflächen bekannt 

Im Stadtverbandsgebiet Saarbrücken wurden 2 125 altlastver- 
dächtige Rächen erfaßt: Von 278 Deponien sind 249 stillgelegt, 29 
sind in Betrieb; von 1 847 kontaminationsverdächtigen Standorten 
sind 1 104 in Betrieb, 734 sind stillgelegt. 
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zu 1. c) 

Der genaue Anteil an Kriegsfolgelasten ist derzeit unbekannt. 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand ist bisher nur 1 Altstandort 
erfaßt, bei dem die Kontamination auf unmittelbare Kriegseinwir- 
kung (Bombenangriff) zurückzuführen ist. 


zu 1. d) 

Zu Frage 1 d) sind detaillierte Angaben derzeit nicht möglich. 
Nach vorläufigen Abschätzungen dürften nach einer Erstbewer- 
tung bei etwa 70 Prozent der Altablagerungen keine besonderen 
Sanierungsmaßnahmen erforderlich sein. Bei etwa 30 Prozent der 
Altablagerungen wird eine detaillierte Gefährdungsabschätzung 
für erforderlich gehalten. Es wird davon ausgegangen, daß etwa 
10 Prozent der Altablagerungen saniert werden müssen. 

Über den Bereich der Altstandorte liegen noch keine Angaben 
vor. 


Schleswig- Hol stein 
zu 1. a) 

Erfaßt sind derzeit 2 358 altlastverdächtige Flächen. 
zu 1. b) 

Die o. g. Zahl umfaßt nur die Altablagerungen. Mögliche kontami- 
nierte Altstandorte werden z. Z. erfaßt. Gesicherte Fallzahlen lie- 
gen noch nicht vor. 

zu 1. c) 

Kriegsfolgelasten sind in den o. g. Zahlen nicht enthalten. In 
insgesamt 8 regionalen Schwerpunktbereichen des Landes sowie 
in 7 küstennahen Seegebieten innerhalb des zum Land Schles- 
wig-Holstein gehörenden Hoheitsbereiches der Bundesrepublik 
Deutschland werden Kriegsfolgelasten vermutet. 


zu 1. d) 

Von den bisher erfaßten 2 358 Altablagerungen sind 467 Ver- 
dacht sflächen, die nach Erkenntnis einer Erstbewertung wahr- 
scheinlich nicht weiterbehandelt werden müssen. 

1 891 Verdachtsflächen müssen einer detaillierten Gefährdungs- 
abschätzung unterzogen werden. 

Aufgrund einer Erstbewertung und einer derzeit laufenden 
Gefährdungsabschätzung muß damit gerechnet werden, daß ca. 
210 Verdachtsflächen einer Sanierung oder Dauerüberwachung 
unterliegen werden. 

Weitere Angaben können nicht gemacht werden, da die Gefähr- 
dungsabschätzungen noch nicht annähernd abgeschlossen sind. 
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2. Kosten durch Altlasten 

Im Jahre 1985 schätzte das Umweltbundesamt die Kosten für die 
Sanierung der Altlastenflächen auf 17 Mrd. DM für die nächsten 
zehn Jahre. Andere - ebenfalls ältere - Schätzungen bewegen sich 
zwischen 15 und 50 Mrd. DM. 

a) Wie hoch schätzt die Bundesregierung auf der Gnmdlage ihrer 
Antwort zu Frage 1 den heutigen aktuellen Finanzbedarf für die 
sachgerechte Behandlung der Altlastenverdachtsflächen, und 
welche Finanzierungsanteile werden dabei für die imter Frage 
1 d) genannten Kategorien geschätzt? 

b) Bestehen bei der Bundesregierung Vorstellungen darüber, wel- 
cher Anteil an den unter Frage 2 a) angesprochenen Kostenvolu- 
mina in den alten Industrieregionen aufzubringen sein wird? 

c) Kann die Bundesregierung Angaben dazu machen, welcher 
Anteil der unter Frage 2 a) genannten Zahlen zu Lasten der 
jeweihgen Verursacher und welcher Anteil zu Lasten der Allge- 
meinheit gehen wird? 


Eine bundesweit zuverlässige Schätzung des Finanzbedarfs zur 
sachgerechten Behandlung der Altlastenverdachtsflächen ist zum 
jetzigen Zeitpunkt wegen der in der Antwort zu Frage 1 dargeleg- 
ten unzureichenden Datenlage nicht möglich. Diese Frage kann 
erst dann beantwortet werden, wenn von den Ländern eine 
umfassende Erstbewertung bzw. detaillierte Gefährdungsab- 
schätzung der Verdachtsflächen durchgeführt wurde, die dann 
auch über Art und Umfang der anzuwendenden Sicherungs-/ 
Sanierungstechnologie entscheidet. 

Die zielgerichtete Forschungs- und Entwicklungspohtik der Bun- 
desregierung mit einem Gesamtvolumen von über 90 Mio. DM hat 
zu einem bedeutsamen Innovationsschub im Bereich neuer Siche- 
rungs- und Sanierungstechnologien geführt, der zu effizienten 
und kostengünstigen Altlastensanierungen führen wird. Dieser 
Innovationsprozeß ist noch am Anfang, so daß auch über die 
Kosten einer anzuwendenden Sanierungstechnologie heute noch 
keine verläßhche Schätzung gemacht werden kann. 

Im einzelnen stellt sich die Situation in den Ländern wie folgt dar: 


Baden- Württemberg 

Erst nach Ende der flächendeckenden Erhebung und Bewertung 
ist eine Schätzung über den Finanzbedarf möglich. Im Rahmen 
des Altlastenfonds standen 1988 61,33 Mio. DM zur Verfügung. 
Für 1989 und 1990 sind Mittel in Höhe von 101,6 Mio. DM bzw. 
115 Mio. DM vorgesehen. Darüber hinaus wurde 1987 bei der 
Landesanstalt für Umweltschutz ein Institut für Altlastensanie- 
rung eingerichtet, das jährlich mit ca. 2,8 Mio. DM finanziert wird. 


Bayern 

Zum jetzigen Zeitpunkt können die Kosten, die auf den Freistaat 
Bayern bezüghch der Behandlung von Altlasten zukommen, nicht 
abgeschätzt werden. Bis Ende 1988 wurden für die Sanierung von 
Altlasten insgesamt ca. 20 Mio. DM ausgegeben. 
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Berlin 

1989 sind für die Erfassung und Bewertung altiastenverdächtiger 
Flächen 6,5 Mio. DM an Landesmitteln eingeplant. Für die Sanie- 
rung kommunaler und gewerblicher Anlagen sind im Haushalt 
26 Mio. DM eingeplant. Diese Beträge werden voraussichtlich er- 
höht. 

Bisher konnten Verursacher bzw. Handlungshaftende für die 
Sanierung von Altlasten in Berhn nicht herangezogen werden, da 
sie entweder als Juristische oder Natürliche Person nicht mehr 
vorhanden waren oder Zahlungsunfähigkeit vorlag. Die Sanie- 
rung von Altlasten wird in Berlin vornehmlich von den sogenann- 
ten Zustandshaftenden, d. h. Eigentümern bzw. Pächtern, getra- 
gen, wobei zu 90 Prozent das Land Berlin Kostenträger ist. 

Bremen 

Die Kosten sind nicht annähernd überschaubar. Zur Zeit stehen 
832 000 DM pro Jahr an öffenthchen Haushaltsmitteln zur Verfü- 
gung. Versuche, unabwendbar entstehende Kosten auf die Verur- 
sacher der Kontaminationen abzuwälzen, gestalten sich äußerst 
schwierig. Tatsächlich wird ein hoher Anteil z. Z. von der Allge- 
meinheit getragen. 

Hamburg 

Gegenwärtig werden im hamburgischen Etat jährlich rd. 30 
Mio. DM für die Altlastenbehandlung zur Verfügung gestellt. 

Der exakte Finanzierungsbedarf für Hamburg kann derzeit noch 
nicht spezifiziert werden, da zum einen genaue Fallzahlen noch 
nicht vorliegen und zum anderen die Sanierungskosten in den 
einzelnen Fällen erheblich differieren. 

Hessen 

Eine Kostenabschätzung wird erst nach Abschluß der Erfassungs- 
aktionen, die sich insbesondere auf die Altstandorte beziehen, 
und nach erfolgter Gefährdungsabschätzung aller Verdachtsflä- 
chen möglich sein. Im Haushaltsjahr 1988 sind rd. 9,3 Mio. DM 
für die Altlastensanierung verausgabt worden. Für 1989 sind 
rd. 25 Mio. DM Kassenmittel und rd. 10,5 Mio. DM Verpflich- 
tungsermächtigungen vorgesehen. 

Niedersachsen 

Nach groben Schätzungen ergeben sich für die Gefährdungsab- 
schätzung und die mögliche Sanierung von Altlasten aus Altabla- 
gerungen Kosten in Höhe von ca. 850 Mio. DM (Kostenstand: 
1986). 

Für die Erfassung und Bewertung von altlastenverdächtigen Rä- 
chen standen 1988 3,8 Mio. DM zur Verfügung. 1989 sind 4,5 Mio. 
DM an Haushaltsmitteln vorgesehen, die aber voraussichtlich 
erhöht werden. Für den Bereich der Sanierung von Altlasten 
waren 1988 19,7 Mio. DM an Kassenmitteln und 10,2 Mio. DM an 
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Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen. Für 1989 sind 
19,3 Mio. DM an Kassenmitteln und 16,0 Mio. DM Verpflichtungs- 
ermächtigungen eingeplant. 

Nordrhein- Westfalen 

Die Gesamtkosten der Erfassung, Bewertung und Sanierung alt- 
lastenverdächtiger Flächen ist derzeit noch nicht schätzbar. Im 
Haushaltsplan 1988 waren 40 Mio. DM Kassenmittel und 35 
Mio. DM Verpflichtungsermächtigungen für Zuwendungen an 
Gemeinden (GV) ausgewiesen. Für 1989 sind 45 Mio, DM Kassen- 
mittel und 35 Mio. DM Verpfhchtungsermächtigungen vorge- 
sehen. 

Mittel des Landes werden außerdem im Rahmen des Grund- 
stücksfonds Ruhr und des Grundstücksfonds Nordrhein-Westfa- 
len für Gefährdungsabschätzungen und Sanierungen bei der Wie- 
dernutzbarmachung von Industriebrachen eingesetzt. Förde- 
rungsmöglichkeiten bestehen unter bestimmten Voraussetzungen 
auch bei der Städtebauförderung, der regionalen Wirtschaftsför- 
derung und im Bereich Natur- und Landschaftsschutz. 

Mit dem neuen Landesabfallgesetz und dem Gesetz über die 
Gründung des Abfallentsorgungs- und Altlastensanierungsver- 
bandes Nordrhein- Westfalen traten im Juni 1988 Regelungen in 
Kraft, die in organisatorischer und finanzieller Hinsicht eine neu- 
artige Grundlage für die Aufgaben im Zusammenhang mit Alt- 
lasten bieten. 

Rheinland-Pfalz 

Seriöse Schätzungen für den finanziellen Gesamtaufwand für 
Untersuchung, Sanierungsplanung und Sanierungsmaßnahmen 
sind derzeit noch nicht möglich. Die Kosten für die Erhebungsar- 
beiten müssen jetzt auf rund 12 Mio. DM geschätzt werden. Wei- 
tere Angaben sind erst möglich, wenn eine Erstbewertung und 
ggf. Gefährdungsabschätzung der Verdachtsflächen durchgeführt 
wurden. 

1988 wurden für Erfassung und Bewertung altlastenverdächtiger 
Flächen 9,2 Mio. DM an Landesmitteln ausgegeben. Für die 
Sanierung kommunaler Anlagen standen 6,4 Mio. DM und für die 
Sanierung gewerblicher Anlagen im Wege der Ersatzvornahme 
15,6 Mio. DM zur Verfügung. 

Saarland 

Nach vorsichtigen Schätzungen wird der Finanzbedarf für die 
Sanierung der Altlasten im Saarland gegenwärtig auf rd. 1 
Mrd. DM geschätzt. Die Kosten für die noch durchzuführenden 
detailherten Gefährdungsabschätzungen werden auf mindestens 
20 Mio. DM geschätzt. 

Für die Erfassung und Erstbewertung von altlastenverdächtigen 
Flächen waren 1988 600 000 DM an Kassenmitteln und 850 000 DM 
an Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen. Für 1989 sind für 
Erfassung und Erstbewertung, die Mitte des Jahres abgeschlossen 
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sein sollen, 300 000 DM an Kassenmitteln und 250 000 DM 
Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen. Für den Bereich der 
Sanierung sind 1989 1 Mio. DM an Kassenmitteln und 5 Mio. DM 
an Verpflichtungsermächtigungen eingeplant. 

Schleswig “Holste in 

Vorsichtige Schätzungen gehen von einem Finanzbedarf von rd. 
100 Mio, DM für die zu erwartenden Sanierungsfälle bei Altabla- 
gerungen aus. Entsprechende Bedarfsermittlungen für kontami- 
nierte Standorte und Kriegsfolgelasten hegen derzeit nicht vor. 

Für das Haushaltsjahr 1988 standen für die Sanierung von Alt- 
ablagerungen 1,5 Mio. DM an Barmitteln zur Verfügung, ln 
Anspruch genommen wurden ca. 600000 DM. Für das Jahr 1989 
ist 1 Mio. DM an Barmitteln vorgesehen. Für die Jahre 1990, 
1991 und 1992 wurden Verpflichtungsermächtigungen von je 
5 Mio. DM eingeplant. Erfassung und Bewertung altlastenver- 
dächtiger Flächen werden durch die Kreise und kreisfreien Städte 
durchgeführt und auch finanziert. Über diese Kosten liegen keine 
Angaben vor. 


3. Finanzierungsmöglichkeiten 

Auf Beschluß der 23. Umweltministerkonferenz von November 
1984 hat die Bundesregierung die Möghchkeiten geprüft, die Indu- 
strie zur freiwiUigen Einrichtung eines Solidarfonds zur Altlastenfi- 
nanzierung zu veranlassen. Die Industrie lehnt die Einrichtung 
eines freiwilligen und eines gesetzhchen Fonds ab. 

a) Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung vor diesem Hin- 
tergrund zu Finanzierungsmöghchkeiten für die Flächen, bei 
denen kein Verursacher mehr herangezogen werden kann? 

b) Hat die Bundesregierung die Absicht, sich über die Bereitstel- 
lung von Forschungs- und Städtebaufördenmgsmitteln hinaus 
an der Übernahme der Lasten zu beteiligen, um die schon 
erkennbar extrem ungleichmäßige Belastung der Bimdesländer, 
Regionen und Kommunen durch die Altlastenproblematik aus- 
zugleichen? 

c) Welche Finanzierungsmodelle gibt es nach Kenntnis der Bun- 
desregienmg gegenwärtig, welche Modelle hält die Bundesre- 
gierung darüber hinaus für reahsierbar, imd hat die Bundesre- 
gierung die Absicht, sich an bestehenden oder noch zu entwdk- 
kelnden Finanzierungsmodellen zu beteiligen, z. B. um die unter 
Frage 3 b) angesprochenen Ungleichgewichte auszugleichen? 


Zu a) 

Die Finanzierungskompetenz im Bereich der Altlastensanierung 
liegt entsprechend dem Lastentrennungsgrundsatz des Artikels 
104 a Abs. 1 GG bei den Ländern. Verhandlungen zwischen der 
Industrie und der öffentlichen Hand auf dieser Ebene haben 
bereits in einigen Ländern zu Kooperationsmodellen geführt oder 
sind in Vorbereitung. Darüber hinaus wird auf die Antworten zu 
Frage 3 b), 3 c) und 12 hingewiesen. 

Zu b) 

Die Bundesregierung unterstützt die Länder und Kommunen 
- neben der fachhchen Zusammenarbeit in mehreren Bund/Län- 
der- Arbeitsgruppen - durch erhebliche finanzielle Mittel bei der 
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Erforschung und Entwicklung neuer Technologien zur Erfassung, 
Untersuchung, Bewertung, Sicherung und Sanierung von Altla- 
sten sowie bei Demonstrationsvorhaben. Bei einem durchschnittli- 
chen Zuwendungsanteil von 50 % wurden bisher rd. 180 Mio. DM 
investiert. Hinzu kommen Folgeinvestitionen auf der Grundlage 
von erfolgreich abgeschlossenen Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten, die zum Teil nicht mehr von der Bundesregierung geför- 
dert werden. 

Aus dem 6-Milliarden-Bund/Länder-Programm der Städtebauför- 
derung (1988 bis 1990) werden im Rahmen städtebaulicher Sanie- 
rungsmaßnahmen der Gemeinden nach dem Baugesetzbuch, ins- 
besondere bei der Revitalisierung von Brachflächen, auch Altla- 
stensanierungsvorhaben gefördert, soweit sie mit der Durchfüh- 
rung neuer Nutzungskonzepte in Verbindung stehen. Die förde- 
rungspolitische Entscheidung hierzu trifft das jeweilige Land. 

Unter bestimmten Voraussetzungen stehen zusätzlich Mittel aus 
der Bund/Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für bestimmte Sanierungsmaßnah- 
men zur Verfügung. 

So kann im Rahmen der Förderung von Infrastrukturinvestitionen 
auch die Erschließung von Industrie- und Gewerbeflächen ein- 
schheßlich der Wiedernutzbarmachung von brachliegenden Indu- 
strie- und Gewerbeflächen unterstützt werden, wozu auch eine 
Altlastensanierung dieser Flächen zählen kann. Die Förderungs- 
möglichkeiten gelten sowohl für die allgemeine Gemeinschafts- 
aufgabe als auch für ihre zahlreichen Sonderprogramme (z. B. für 
das Sonderprogramm für die Montanregionen; Bundesmittel: 
500 Mio. DM), an denen sich der Bund in den letzten Jahren 
beteiligt hat. 

Darüber hinaus gewährt der Bund einer Reihe von Ländern im 
Rahmen des Strukturhilfegesetzes für die Dauer von 10 Jahren ab 
1989 Finanzhilfen in Höhe von jährlich insgesamt 2,45 Mrd. DM, 
aus denen auch die Wiedernutzbarmachung kontaminierter Indu- 
strie- und Gewerbeflächen sowohl nach § 3 Nr. 1 Buchstabe d als 
auch nach § 3 Nr. 4 Buchstaben a, b und c des Strukturhilfegeset- 
zes finanziert werden kann. 

Der Bund unterstützt zudem im Rahmen des Forschungspro- 
gramms „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau" besonders 
ausgesuchte Modellvorhaben der Brachflächen- und Altlasten- 
sanierung. Gefördert werden die forschungsbedingten Kosten. 

Weiterhin können Demonstrationsprojekte zur Altlastensanierung 
aus den Investitionsprogrammen der Bundesregierung zur Ver- 
minderung von Umweltbelastungen gefördert werden. 

Für den Bereich der Kriegsfolgelasten hat die Bundesregierung 
ebenfalls erhebhche finanzielle Anstrengungen unternommen, 
um die hierfür grundsätzlich zuständigen Länder zu unterstützen. 
Mit einem Kostenaufwand von 23 Mio. DM wurde in Munster eine 
Verbrennungsanlage zur schadlosen Kampfstoffbeseitigung 
errichtet, die seit 1980 unter Kostentragung des Bundes betrieben 
wird. Eine Erweiterung dieser Anlage in Munster ist mit einem 
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Kostenaufwand von rd. 20 Mio. DM vorgesehen, um den Ländern 
etwa ab 1992 bei der Entsorgung ihrer Kampfstoffunde wirksamer 
helfen zu können. 

Für die Beseitigung von Kampfmittelresten aus den beiden Welt- 
kriegen auf nicht-bundeseigenen Grundstücken erstattet der 
Bund den Ländern die Kosten, die sie für die Beseitigung ehemals 
reichseigener Kampfmittel aufgewendet haben. Hierfür sind im 
Bundeshaushalt 1989 42 Mio. DM und im Finanzplan des Bundes 
folgende Ausgaben vorgesehen: 

1990: 56 Mio. DM 

1991: 51,8 Mio. DM 

1992: 44 Mio. DM 

Soweit Altlasten auf bundeseigenen Grundstücken festgestellt 
sind und ein Verursacher nicht feststellbar ist oder nicht haftbar 
gemacht werden kann, werden nach gängiger Verwaltungspraxis 
notwendige Sicherungs-ZSanierungsmaßnahmen im Benehmen 
mit bzw. von den Landesbehörden vom jeweils zuständigen Bun- 
desressort durchgeführt und finanziert. 


Zuc) 

Wie bereits in mehreren Antworten der Bundesregierung darge- 
stellt, liegt die Verwaltungs- und Finanzierungskompetenz im 
Bereich der Altlastensanierung bei den Ländern (Drucksachen 
11/1818, 11/2822, 11/3232). Die Bundesregierung sieht über die 
bisherige Förderung hinaus derzeit keine Notwendigkeit für eine 
bundeseinheithche Altlastenfinanzierungsregelung. Die Mehrheit 
der Länder unterstützt diese Auffassung und hat in der 26. 
Umweitministerkonferenz (UMK) am 20./21. Februar 1986 und im 
Bundesrat am 7. November 1986 die Schaffung einer bundesein- 
heitlichen Altlastenfinanzierungsregelung (Hamburger Modell) 
abgelehnt. Statt dessen wird ein Kooperationsmodell auf Länder- 
ebene favorisiert: sohdarische Altlastenfinanzierung in kooperati- 
ver Form zwischen öffentlicher Hand und Wirtschaft, wenn das 
vorrangige Verursacherprinzip nicht anwendbar ist. 

Die Gesetzesvorschläge von der Fraktion der SPD sowie der 
Fraktion DIE GRÜNEN mit dem Ziel einer bundeseinheitlichen 
Altlastenfinanzierungsregelung wurden im Deutschen Bundestag 
1986 mehrheitlich abgelehnt. Darüber hinaus hält die Bundesre- 
gierung die Bildung des von der Fraktion der SPD vorgeschlage- 
nen Sondervermögens „Arbeit und Umwelt“ nicht für ein geeig- 
netes Instrument zur Lösung der Altlastenproblematik. Die Forde- 
rung nach einem derartigen Sondervermögen verkennt im übri- 
gen die Tatsache, daß die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten bereits vielfache Anstrengungen auch zur 
Lösung des Altlastenproblems unternimmt. In diesem Zusammen- 
hang wird auf die Antwort zu Frage 3 b) verwiesen. 

Inzwischen haben sich auf Länderebene drei verschiedene 
Modelltypen herauskristallisiert, wobei das Verursacherprinzip 
grundsätzhch vorrangig anzuwenden ist: 
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1. Das Kooperationsmodeli auf Länderebene gründet sich auf 
einer freiwilligen Vereinbarung zwischen öffentlicher Hand 
und Industrie und kann im Rahmen einer privatwirtschaftlich 
organisierten Gesellschaft zur Sanierung von Altlasten, in die 
beide Vertragspartner anteilmäßig finanzielle Mittel einbrin- 
gen, umgesetzt werden. 

Dieses Modell wurde erstmals 1986 in Rheinland-Pfalz reah- 
siert. In Hessen und Bayern ist diese Modellvariante derzeit in 
konkreter Planung. 

2. Das Lizenzmodell auf Länderebene verbindet die Notwendig- 
keiten von Sonderabfallwirtschaft und Altlastensanierung. 
Durch Einführung einer Lizenz als Berechtigungsvorausset- 
zung zur Sonderabfallentsorgung und die Erhebung eines 
Lizenzentgelts durch das Land wird die Altlastensanierung im 
Rahmen eines Abfallentsorgungs- und Altlastensanierungsver- 
bandes durchgeführt und finanziert. 

Nach einer entsprechenden Novellierung des Landesabfallge- 
setzes praktiziert Nordrhein-Westfalen dieses Modell seit dem 
1. Januar 1989. 

3. Der Landesaltlastenfonds wird durch Einlagen des Landes und 
der Kommunen gebildet und nach bestimmten Richtlinien für 
die Förderung von Maßnahmen im Bereich der Erkundung, 
Gefährdungsabschätzung und Sanierung kommunaler Altla- 
sten eingesetzt. 

Baden-Württemberg praktiziert dieses Modell seit 1987. 

Darüber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 12 verwiesen. 

Eine Bewertung der länderspezifischen Modelle kann erst nach 
entsprechender Praxiserfahrung erfolgen. Auf der Basis der Mehr- 
heitsentscheidung der Länder in der Umweltministerkonferenz 
und im Bundesrat gegen ein bundeseinheitliches und für länder- 
spezifische Kooperationsmodelle tritt die Bundesregierung i.S. des 
Beschlusses der 31. Umweltministerkonferenz vom 17./18. No- 
vember 1988 dafür ein, die verschiedenen Modelle weiterzufüh- 
ren bzw. auf ihre Eignung zur Erfüllung der Aufgaben „Sanierung 
von Altlasten" zu prüfen. 


4. Betrachtet die Bundesregierung das den Artikeln 91 a, 104 a Abs. 4, 
Artikel 107 Abs. 2 GG zugrundeliegende Verfassungsprinzip der 
ausgleichenden Hilfeleistung des Bundes bei sachbedingt finan- 
ziellem Ungleichgewicht unter den Bundesländern als Verpflich- 
tung für den Bund, mit Finanzhilfen regulierend einzugreifen? 
Wenn nein, warum nicht? 


Die Bundesregierung ist seit jeher bemüht, in dem gegebenen 
verfassungsrechtlichen Rahmen nach Maßgabe der Finanzkraft 
des Bundes für eine gleichmäßige wirtschaftliche Entwicklung 
im Bundesgebiet zu sorgen. So sieht das auf Initiative der Bun- 
desregierung zustande gekommene Strukturhilfegesetz vom 
20. Dezember 1988 vor, einer Reihe von Ländern ab 1989 Finanz- 
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hilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 GG für zehn Jahre in Höhe von 
2,45 Mrd. DM jährlich zu gewähren. Mit diesen Finanzhilfen 
sollen besonders bedeutsame Investitionen der Länder und 
Gemeinden zum Ausgleich unterschiedhcher Wirtschaftskraft 
gefördert werden. Die Bundesregierung hat damit erneut deuthch 
gemacht, daß sie in der Wahrung der EinheiÜichkeit der Lebens- 
verhältnisse im Bundesgebiet eine wichtige Aufgabe sieht. 

Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung die Länder im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" neben der allgemeinen Gemeinschafts- 
aufgabe auch durch mehrere Sonderprogramme für besonders 
strukturschwache Regionen. Auf die Antwort zu Frage 3 b) wird 
verwiesen. 


5. Warum kommt die Bundesregierung üirer Verpflichtung aus Artikel 
120 Abs.l Satz 1 GG nicht nach, die Aufwendung für die Sanierung 
von Bodenverunreinigungen zu tragen, die als Kriegsfolgelasten zu 
bezeichnen sind? 


Die Bundesregierung kommt ihrer Verpflichtung aus Artikel 120 
Abs. 1 Satz 1 GG in vollem Umfang nach. 

Auf die Antwort zu Frage 3 b) wird verwiesen. 


6. Stimmt die Bundesregierung mit dem vom Bundesverfassungsge- 
richt in seinem Urteil vom 16. Juni 1959 (BVerfG 9, 305, 322 ff.) 
getroffenen Aussagen zum Begriff „Kriegsfolgelasten" überein? 
Wenn nein, warum nicht? 


Maßstab für die Beurteilung der Bundesregierung ist die nach der 
zitierten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in den 
Jahren 1965 und 1969 erfolgte Neufassung des Artikels 120 GG. 
In die Neufassung sind weitgehend die zum früheren Recht ent- 
wickelten Grundsätze des Bundesverfassungsgerichts eingegan- 
gen. Der Bund verfährt bei der Beurteilung der Frage, ob im 
konkreten Fall Aufwendungen vom Bund oder von den Ländern 
zu tragen sind, entsprechend den auf der Grundlage von im 
Artikel 120 Abs. 1 GG getroffenen Bestimmungen. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, auch Kontaminationen, die durch 
präventives, zum Teü behördhcherseits angeordnetes Ablassen von 
Chemikahen aus Tanks u. ä. im Vorfeld von Bombardierungen 
verursacht wurden, unter den Begriff „Kriegsfolgelasten" in Arti- 
kel 120 GG zu fassen und damit in die Sanierung einzubeziehen? 
Wenn nein, warum nicht? 


Eine Verpflichtung des Bundes zur Tragung von Aufwendungen 
für die Beseitigung von Kontaminationen, die durch präventives 
Ablassen von Chemikahen aus Tanks im Vorfeld von Bombardie- 
rungen entstanden sein könnten, dürfte nach Artikel 120 Abs. 1 
GG i.V.m. § 1004 BGB sowie des Allgemeinen Kriegsfolgengeset- 
zes (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 AKG) im allgemeinen nicht bestehen. Derar- 
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tige Maßnahmen könnten - wenn überhaupt - nur in Ausnahme- 
fällen als durch das frühere Deutsche Reich herbeigeführte Eigen- 
tumsstörungen angesehen werden, für die die Bundesrepublik 
Deutschland nach den vorbezeichneten Rechtsnormen verant- 
wortlich wäre. 


8. Wie sieht die Bundesregierung die Anwendbarkeit der sogenann- 
ten Status quo-Klausel aus Artikel 120 Abs. 1 GG? 


Die Bundesregierung betrachtet das Allgemeine Kriegsfolgenge- 
setz von 1957 als ein Bundesgesetz im Sinne von Artikel 120 
Abs. 1 Satz 2 GG, das u. a. Regelungen über die Verteilung von 
Kriegsfolgelasten auf Bund und Länder im Bereich der Beseiti- 
gung von Kampfmitteln oder anderen aus den Weltkriegen stam- 
menden Bodenverunreinigungen enthält. Der Gesetzgeber hat 
danach den Bund nur in begrenztem Umfang für verpflichtet 
erklärt, solche Kriegsfolgelasten zu tragen. Diesen Status quo der 
Kostenverteilung hat der verfassungsändernde Gesetzgeber in 
den Jahren 1965/69 ausdrücklich gebilligt. 


9. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung die Notwendigkeit, 
im Interesse der kommunalen Entwicklungsplanung für die Sanie- 
rung kontaminierter Flächen Regelungen zu treffen, in denen fest- 
gelegt wird, für welche Nutzungen diese unter welchen Prämissen 
wieder verwendet werden können? 


Das Baugesetzbuch (BauGB) enthält die im Städtebaurecht erfor- 
derlichen Vorschriften für den planerischen Umgang mit Flächen, 
deren Böden verunreinigt sind. Die Abwägungsgrundsätze des § 1 
Abs. 5 BauGB verpflichten die Gemeinden, die von solchen Flä- 
chen ausgehenden oder zu erwartenden Gefahren bei der Bauleit- 
planung zu berücksichtigen, insbesondere um die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu 
gewährleisten. Für den Flächennutzungs- und den Bebauungs- 
plan hat das Baugesetzbuch die Pflicht zur Kennzeichnung von 
Flächen eingeführt, deren Böden erheblich mit umweltgefährden- 
den Stoffen belastet sind (§ 5 Abs. 3 Nr. 3, § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB). 
Üb^r die auf solchen Flächen möglichen Folgenutzungen können 
Vorstellungen in der Regel nur in Kenntnis der konkreten 
Umstände des Einzelfalls entwickelt werden. 

Darüber hinaus wird auf die Antworten zu Fragen 10 und 11 
verwiesen. 


10. Wie beruteilt die Bundesregierung den Erlaß einer TA Boden mit 
entsprechendem Inhalt oder zumindest die Erarbeitung einheith- 
cher Örientierungswerte für die Sanierung kontaminierter Flächen 
(Drucksache 11/1625 vom 12. Januar 1988, lfd. Nr. 30)? 

11. Wann wird die Bundesregierung zum langfristigen Schutz des 
‘Grundwassers und des Bodens vor Beeinträchtigungen durch 
kontaminierte Standorte einheitliche Kriterien für Erfassungs-, 
Untersuchungs-, Bewertungs- und Sanierungsmaßnahmen bei 
Boden- und Grundwasserverunreinigungen erarbeiten und fest- 
legen? 
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Mit dem Beschluß der Bundesregierung vom 8. Dezember 1987 
über Maßnahmen zum Bodenschutz (Drucksache 11/1625) sind 
die politischen Vorgaben der Bodenschutzkonzeption der Bun- 
desregierung vom 6. Februar 1985 (Drucksache 10/2977) auch für 
die Erarbeitung von Kriterien zur Beurteilung und Bewertung von 
Bodenbelastungen konkretisiert worden. Die Bundesregierung 
hat damit begonnen, in Zusammenarbeit mit den Ländern sowie 
mit den Verbänden den Rahmen für ein untergesetzliches Regel- 
werk zu schaffen, das gesicherte Kriterien und Normwerte zur 

— Beurteilung von Bodenzuständen, 

— Beurteilung von Bodenbelastungen und damit verbundene 
Risiken und Gefahren für die menschliche Gesundheit und den 
Naturhaushalt sowie zur 

— Ausrichtung von Maßnahmen zur Vermeidung künftiger und 
Begrenzung und Sanierung eingetretener Risiken und Ge- 
fahren 

zusammenfassen, harmonisieren und deren Anwendbarkeit auf 
verschiedenen Handlungsebenen angeben soll. 

Zielsetzung des Regelwerks ist, 

— Beurteilungsmaßstäbe dafür zu liefern, inwieweit die Erhaltung 
der ökologischen Funktionen von Böden und Standorten 
(Regelungs-, Produktions- und Lebensraumfunktionen; siehe 
dazu Sachverständigenrat für Umweltfragen: Umweltgutach- 
ten 1987, Drucksache 11/1568, S. 180ff.) gewährleistet ist, 

— die Eignung von Böden und Standorten für bestimmte Nutzun- 
gen zu kennzeichnen, 

— die Kriterien und Normwerte für Maßnahmen zur Erhaltung 
und Wiederherstellung der ökologischen Funktionen und Nut- 
zungseignungen anzugeben. 

Für den speziellen Bereich der Altlastenproblematik erarbeiten 
Bund und Länder in der von der 25. Umweltministerkonferenz 
1985 eingesetzten Arbeitsgruppe „Altablagerungen und Altla- 
sten" der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) eine Infor- 
mationsschrift, die einheitliche Kriterien zur Erfassung, Gefahren- 
beurteilung und Sanierung bei Luft-, Boden- und Grundwasser- 
kontaminationen festlegt. Dieses Regelwerk wird im Laufe des 
Jahres 1989 fertiggestellt und steht dann den verantwortlichen 
Ländern und Kommunen zur Verfügung. 

Im Hinblick auf die große Bedeutung des Schutzes der menschli- 
chen Gesundheit und der Umwelt hat die Bundesregierung in 
Abstimmung mit der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall ein Exper- 
tengremium eingesetzt (BMU- Arbeitsgruppe „Gefahrenbeurtei- 
lung bei Altlasten"), das Schwellenwerte für die Toxizität und 
Ökotoxizität für 76 altlastrelevante Schadstoffe festlegt. In einem 
weiteren Schritt ist geplant, ein einheitliches Gefährdungsab- 
schätzungssystem für die praktische Gefährdungsabschätzung 
und Sanierung von Altlasten mit der Länderarbeitsgemeinschaft 
Abfall zu erarbeiten. 
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12. Welche freiwilligen Regelungen zur Altlastensanierung bestehen 
derzeit schon? Welche Finanzmengen werden dadurch bewegt, 
und auf welche Wirtschaftszweige und auf welche Bundesländer 
beziehen sich diese freiwilligen Regelungen? 


Freiwillige Regelungen im Sinne von freiwilliger Kooperation 
zwischen der Wirtschaft und der öffentlichen Hand gibt es derzeit 
nur in Rheinland-Pfalz, ln Hessen und Bayern werden ebenfalls 
ähnliche freiwillige Finanzierungsmodelle angestrebt. Darüber 
hinaus sind der Bundesregierung Einzelfallregelungen im Saar- 
land bekannt. 

Bayern 

Es ist geplant, ein auf freiwilliger Vereinbarung basierendes Ko- 
operationsmodell zwischen Staat und Industrie durchzuführen, 
um so die gemeinsame Verantwortung von Staat und Industrie für 
die Lösung der Altlastenproblematik zu dokumentieren. Eine pri- 
vatwirtschaftlich organisierte „Gesellschaft zur Altlastensanie- 
rung in Bayern" m.b.H. (GAB) soll in den Fällen tätig werden, in 
denen der nach den Grundsätzen des Verursacherprinzips für 
Sanierungsmaßnahmen und deren Finanzierung Verantwortliche 
aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht herangezogen 
werden kann. Als Gesellschafter der GAB sind der Freistaat Bay- 
ern und ein vom Landesverband der bayerischen Industrie e.V. 
(LBI) geschaffener Förderverein („Gemeinschaftseinrichtung zur 
Altlastensanierung in Bayern e.V.") zu jeweils 50 Prozent mit 
einem Stammkapital von 100 000 DM vorgesehen. Beide Gesell- 
schafter verpflichten sich, über einen Zeitraum von 10 Jahren je 
30 Mio. DM, also insgesamt 60 Mio. DM, zu erbringen. Die diesbe- 
züglichen Verhandlungen mit der Industrie sind bereits im 
wesentlichen abgeschlossen. 

Hessen 

Im Rahmen einer Novelle des Hessischen Abfallgesetzes, die auch 
gesetzliche Regelungen für den gesamten Altlastenbereich vor- 
sieht, ist geplant, ein freiwilliges Kooperationsmodell zwischen 
Wirtschaft und öffentlicher Hand zu vereinbaren, wobei prioritär 
das Verursacherprinzip gilt. Die zur Finanzierung erforderlichen 
Beträge sollen je zur Hälfte von den Sonderabfallerzeugern einer- 
seits und der öffentlichen Hand andererseits erbracht werden. Für 
die ersten 3 Jahre soll das Sanierungsprogramm Maßnahmen von 
ca. 50 Mio. DM umfassen. Die Verhandlungen hierüber sind noch 
nicht abgeschlossen. 

Rheinland-Pfalz 

Das seit Ende 1986 bestehende erste Kooperationsmodell regelt 
die Zusammenarbeit zwischen Land, Kommunen und Wirtschaft 
bei der Bewältigung der Altlastenproblematik in bezug auf Son- 
derabfälle. Gegenstand der freiwilligen Vereinbarung ist die 
Sanierung von Altablagerungsstätten, bei denen sich aufgrund 
der Ablagerung von Sonderabfällen im Sinne von § 2 Abs. 2 des 
Abfallgesetzes konkrete Gefahren für Boden, Wasser und Luft 
abzeichnen. 
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Die Kooperation beschränkt sich nicht auf die Mittelaufbringung; 
die Vertragspartner werden auf die jeweils Verantwortlichen im 
Sinne einer einvernehmlichen Lösung einwirken, um die zügige 
Behebung von Umweltgefährdungen zu erleichtern; die Wirt- 
schaft wird ihren technischen Sachverstand zur Verfügung stel- 
len. Finanzielle Mittel werden nur subsidiär aufgebracht; eine 
Finanzierung erfolgt nur insoweit, als ein für die Ablagerung der 
Sonderabfälle Verantwortlicher nicht feststellbar ist oder aus tat- 
sächlichen und rechtlichen Gründen nicht in Anspruch genom- 
men wird. 

Eine Ausnahme von dieser strengen Subsidiarität des Koopera- 
tionsmodells gilt für kommunale Deponien. Zwar sind die Kom- 
munen grundsätzlich für die Sanierung ihrer eigenen Deponien 
selbst verantwortlich; ist jedoch die Sanierungsbedürftigkeit von 
Hausmülldeponien durch die Ablagerung von Sonderabfällen 
gemäß § 2 Abs. 2 des Abfallgesetzes mitverursacht, so beteiligt 
sich hier die Industrie anteilig, entsprechend dem Verursacher- 
prinzip der Sonderabfälle, an den Sanierungskosten. 

Das Finanzvolumen ist auf 50 Mio. DM in vier Jahren begrenzt. 
Davon trägt die Wirtschaft die Hälfte durch freiwillige Zuschläge 
auf die aktuellen Sonderabfallentsorgungspreise. Die kostenin- 
tensivste Maßnahme in Rheinland-Pfalz, die Nachrüstung der 
noch betriebenen Deponie in Gerolsheim, fällt nicht unter das 
Kooperationsmodell. Die Kosten von etwa 85 Mio. DM sind von 
den heutigen S onderabf allanlief er ern zu erbringen. 

Saarland 

In Gesprächen mit den Industrieverbänden haben der Minister für 
Umwelt und der Minister für Wirtschaft des Saarlandes Möglich- 
keiten einer gemeinsamen Finanzierung erörtert; konkrete 
Ergebnisse wurden bisher nicht erzielt. Dennoch ist in rd. 15 Ein- 
zelfällen von besonders bedeutsamen Altablagerungen und Alt- 
standorten mit einer Sanierung durch den gegenwärtigen Grund- 
stückseigentümer unter teilweiser Mithüfe des Landes oder der 
zuständigen Kommune begonnen worden. Exakte Angaben über 
dafür aufgewendete Mittel sind derzeit nicht möglich. 
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Anhang zu Frage 1 


Land 

Gesamtzahl 
der Verdachts- 
flächen (Alt- 
ablagerungen 
u. Altstand- 
orte) 

Altablage- 

rungen 

Altstandorte 

Erfassung 

weitgehend 

abgeschlossen 

Kriegsfolgela- 
sten (in Gesamt- 
zahl enthalten) 

Stand der 
Erhebung 

Baden- Württemberg 

6 500 

6 500 

keine Angaben 

Nein^^ 

keine Angaben 

21. 9.88 

Bayern 

555 

482 

73 

Nein^> 

keine Angaben 

30. 9.88 

Berlin 

1925 

332 

1593 

Nein 

ca. 25% 

7. 10. 88 

Bremen 

243 

74 

169 

Nein 

5-10% 

31. 12. 88 

Hamburg 

1 840 

1550 

290 

Nein^^ 

ca. 70 

31. 12.88 

Hessen 

5 184 

5 123 

61 

Nein"^^ 

2^) 

6. 9.88 

Niedersachsen 

6 200 

6 200 

keine Angaben ; 

Nein^^ 

67 

31. 12. 88 

Nordrhein-Westfalen 

12 448 

8 639 

3 809 

Nein^^ 

117 Kriegs- 
schäden^^ 

31. 12. 88 

Rheinland-Pfalz 

7 528 

7 528 

keine Angaben 

Nein^^ 

30 

1. 1.89 

Saarland . 

3 596 

1 728 

1 868 

Nein 

1 

31. 12.88 

Schleswig-Holstein 

2 358 

2 358 

keine Angaben 

Nein^^ 

6) 

14. 9.88 

Gesamt 

48 377 

40 514 

7 863 





Altstandorte müssen noch erfaßt werden bzw. werden z. Z. erfaßt 

wird im Rahmen eines Pilotprojekts vorbereitet, insbesondere für Altstandorte 

landesweite Erhebung 1985 begonnen und bei knapp 50% der Gebietskörperschaften durchgeführt 

bisher nur Gaswerkstandorte erfaßt 

8 weitere Verdachtsflächen werden überprüft 

in 8 regionalen Schwerpunktbereichen des Landes und 7 küstennahen Seegebieten werden Kriegsfolgelasten vermutet 
’) nicht in Gesamtzahl enthalten 
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